
 

 

 

 

 

 

Executive Summary 

Der frei verfügbare Teil des Bundeshaushalts liegt nur noch bei rund 25 Prozent und könnte 

in zehn Jahren auf drei Prozent sinken. Haupttreiber: steigende Zinsausgaben und 

wachsende Sozialtransfers. 

Einzelne Kürzungen reichen nicht aus. Ohne grundlegende Reform droht ein unflexibler 

Haushalt. Finanzielle Handlungsfähigkeit gibt es dann nur noch über Sondervermögen, die 

jedesmal mit Zweidrittelmehrheit verabschiedet werden müssen. 

Unsere Handlungsempfehlungen: 

• Subventionsbedarfe für Haushalte und Unternehmen reduzieren, indem man 

mehr Menschen in gute Arbeit bringt und mehr Unternehmen profitabel werden 

• Haushaltsstruktur reformieren, indem Rapid Reviews zu einzelnen 

Ausgabenbereichen durchgeführt werden, um möglichst viele Effizienzen zu heben 

• Schuldenbremse reformieren, denn auch ein reformierter Haushalt passt nicht in 

den Rahmen der heutigen Schuldenregel, weshalb mit entweder im permanenten 

Ausnahmezustand regiert oder die Schuldenbremse reformiert 
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Einleitung

Seit Jahren weist der Bundesrechnungshof 

(2023) darauf hin, dass lediglich rund zehn Pro-

zent des Bundeshaushalts für disponible Aus-

gaben zur Verfügung stehen – dass die Regie-

rung also nur über ungefähr zehn Prozent der 

jährlichen Ausgaben tatsächlich entscheiden 

kann. Der Rest ist aufgrund bestehender ge-

setzlicher Verpflichtungen und Personalkosten 

bereits gebunden. Ein unflexibler Haushalt ge-

fährdet nicht nur die Handlungsfähigkeit der 

Bundesregierung, sondern auch die Demokra-

tie: Schließlich sollten politische Entscheidun-

gen der Wählerinnen und Wähler finanzpoliti-

sche Auswirkungen haben. Andernfalls wird die 

Demokratie entkernt und entmaterialisiert. 

Angesichts der besonderen finanzpolitischen 

Umstände der vergangenen Jahre – insbeson-

dere der Ausnahmeregelungen für Verteidi-

gung, Infrastruktur und Klimaschutz – haben 

wir untersucht, wie sich der Bundeshaushalt 

bis 2035 entwickeln könnte. 

Das Ergebnis: Im regulären Haushalt könn-

ten bis 2035 nur noch drei Prozent der Aus-

gaben flexibel einsetzbar sein. Hauptursache 

sind einerseits steigende Sozial- oder Arbeits-

marktausgaben, andererseits vor allem stark 

zunehmende Zinszahlungen. Der Bundeshaus-

halt trägt nämlich die gesamten Finanzierungs-

kosten sowohl für das Sondervermögen als 

auch für die Verteidigungsausnahme. 

Deutschland nähert sich damit fiskalisch 

amerikanischen Verhältnissen an: Alle paar 

Jahre müsste ein neues Sondervermögen be-

schlossen werden – vergleichbar mit der regel-

mäßigen Anhebung der debt ceiling in den USA 

–, nur um minimale politische Gestaltungs-

räume aufrechtzuerhalten. Mit nachhaltiger 

oder demokratisch legitimierter Finanzpolitik 

hat das wenig zu tun. 

Wie lässt sich eine solche Verkarstung des 

Haushalts verhindern? Kosmetische Kürzungen 

einzelner Programme reichen nicht aus. Es 

braucht strukturelle Reformen. 

Rund die Hälfte des Bundeshaushalts fließt in 

Transfers an private Haushalte und Unterneh-

men: Sozialleistungen, Zuschüsse oder Energie-

preis-Entlastungen, im Folgenden zusammen-

gefasst unter dem Begriff Survival-Subventio-

nen. Subventioniert der Staat Einkommen, ist 

das in den meisten Fällen nur die zweitbeste 

Lösung. Zudem werden Ausgaben für öffentli-

che Leistungen verdrängt, die den zukünftigen 

Subventionsbedarf senken könnten (z. B. Aus-

gaben für Bildung und Erziehung).  

Die Zukunftsfähigkeit des Bundeshaushalts 

hängt maßgeblich davon ab, ob es gelingt, 

Wirtschaftswachstum zu stärken, den Ar-

beitsmarkt vollständig auszulasten und 

tragfähige Geschäftsmodelle zu fördern. 

Nur so lässt sich der Bedarf an Subventionen 

nachhaltig reduzieren – und damit auch der 

Haushalt entlasten. 

Unsere Prognosen zeigen: Ohne Reformen 

steigt der Subventionsbedarf weiter an. Des-

halb schlagen wir Maßnahmen vor, um ihn zu 

begrenzen und finanzielle Spielräume zurück-

zugewinnen. Dieser Weg ist langwieriger und 

anspruchsvoller als pauschale Kürzungen – 

aber er ist realistisch und umsetzbar. 

Doch selbst bei erfolgreicher Subventionsre-

duktion reichen die Spielräume im Rahmen der 

heutigen Schuldenbremse nicht aus, um den 

Staat zukunftsfest aufzustellen. Deshalb gilt: 

Wir müssen den Haushalt reformieren – und 

zugleich die Schuldenbremse so weiterentwi-

ckeln, dass sie wieder eine nachhaltige, demo-

kratische Finanzpolitik ermöglicht. 
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Projektion: Die Manövriermasse wird knapper 

Was ist die Manövriermasse? 

Ein zentrales Thema in der Haushaltspolitik ist 

Höhe der disponiblen Ausgaben. Als disponible 

Ausgaben werden solche bezeichnet, über die 

der Gesetzgeber effektiv jedes Jahr entschei-

den kann. Ein Großteil des Bundeshaushalts ist 

solcher Entscheidungen entzogen, z. B., weil er 

benötigt wird, um rechtliche Ansprüche wie 

Rentenzahlungen oder Gehälter zu bezahlen. 

Zumindest kurzfristig stehen einer Regierung 

nur die disponiblen Ausgaben zur Verfügung, 

um ihre Politik umzusetzen. In den letzten Jah-

ren ging man auf Basis von Schätzungen des 

Bundesrechnungshofs davon aus, dass unge-

fähr zehn Prozent des Haushalts disponibel 

seien – und somit zur Manövriermasse (auch 

„freie Spitze“ genannt) gehörten. Bei einem 

Haushaltsvolumen in der Größenordnung von 

ca. 500 Mrd. Euro beträgt die Manövriermasse 

also ca. 50 Mrd. Euro, im Schnitt knapp drei 

Mrd. pro Bundesministerium.   

Angesichts der veränderten Umstände – 

Coronakrise, Energiekrise, russischer Angriffs-

krieg, die Wahl Trumps – und des veränderten 

fiskalischen Rahmenwerks – vor allem der weit-

gehenden Ausnahme von Verteidigungsausga-

ben und des Sondervermögens für Infrastruk-

tur und Klimaschutz – haben wir diese Manöv-

riermasse neu geschätzt, zeichnen den histori-

schen Verlauf auf und projizieren ihre zukünf-

tige Entwicklung.  

Das Konzept der disponiblen Ausgaben ist intu-

itiv gut zu verstehen, aber schwer genau zu de-

finieren. In Anlehnung an Streeck & Mertens 

(2010) definieren wir all die Ausgaben als nicht-

disponibel, über die die Regierung aus rechtli-

chen oder anderen Gründen nicht frei entschei-

den kann. Nun können Regierungen mit ausrei-

chend langer Frist aber natürlich über vieles 

entscheiden, z. B. auch die Höhe des 

Rentenzuschusses. Daher präzisieren wir die 

Definition, indem wir nur solche Ausgaben als 

disponibel ansehen, über die mit Vorlauf von 

maximal einem Jahr entschieden wird. Damit 

ist etwa das Wohngeld eine disponible Aus-

gabe, das in der Regel jedes Jahr neu beantragt 

werden muss, nicht aber das Bafög, das für den 

gesamten Ausbildungszeitraum bewilligt wird. 

Die deutschen Verteidigungsausgaben gelten 

wie bei Streeck & Mertens (2010) nicht als dis-

ponibel, da sie weitgehend von den NATO-Pla-

nungen fremdbestimmt sind.  

Wie auch Streeck & Mertens (2010) klassifizie-

ren wir Ausgaben auf der Ebene der Oberfunk-

tion. Solche Oberfunktionen sind zum Beispiel 

„Politische Führung und zentrale Verwaltung“ 

oder „Verteidigung“. Das führt sicher dazu, dass 

gewisse bereits gebundene Ausgaben als dis-

ponibel angesehen werden. Der Anteil dispo-

nibler Ausgaben fällt daher bei uns etwas hö-

her aus als beim Bundesrechnungshof. Zwi-

schen 2019 und 2025 bewegt er sich zwischen 

24 und 17 Prozent (siehe Abbildung 1).  

Da wir versuchen zu verstehen, welche struktu-

rellen Freiräume im Haushalt bestehen, schlie-

ßen wir Ausgaben, die auf Basis von zweckge-

bundenen Ausnahmereglungen getätigt wer-

den, von unseren Berechnungen aus. Dazu ge-

hören die Notlagekredite der letzten Jahre oder 

alle Verteidigungsausgaben, die ein Prozent 

des BIP übersteigen. Auch die von der Schul-

denbremse befreiten Sondervermögen für die 

Bundeswehr sowie Infrastruktur und Klima-

schutz nehmen wir aus, weil sie nur zeitweilig 

mehr Mittel bereitstellen, aber die Manövrier-

masse im regulären Haushaltsrahmen nicht 

vergrößern. 

Die Krux im Haushalt: Zinsen und Survival-

Subventionen 
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Abbildung 1 zeigt, wie sich die Manövriermasse 

im Haushalt seit 1952 entwickelt hat. In den 

letzten 30 Jahren ist sie von rund 40 auf heute 

rund 24 Prozent gesunken. Die beiden größten 

Treiber hinter dieser Entwicklung sind einer-

seits Zinsausgaben, die vor allem von den 

1990ern bis zur Finanzkrise und erneut seit 

2022 angestiegen sind. Andererseits hat der 

Anteil der Sozialleistungen stark zugenommen, 

insbesondere im Zusammenhang mit den Sozi-

alversicherungen und der Arbeitslosenunter-

stützung. 

Die Sozialtransfers im Bundeshaushalt bezeich-

nen wir als Survival-Subventionen. Mit diesen 

Transfers subventioniert der Staat Menschen, 

die selbst nicht genug Geld verdienen, um ihr 

Leben zu finanzieren. Wenn der Staat Einkom-

men subventioniert, mag es dafür gute Gründe 

geben – niemand wünscht sich Armut oder eine 

instabile Renten- und Krankenversicherung –, 

doch ist das nur die zweitbeste Lösung. Der Ide-

alfall wäre, wenn die Wirtschaft so läuft, dass 

alle Menschen von ihrem eigenen Einkommen 

leben können. 

Zu den Survival-Subventionen gehören in Abbil-

dung 1 die Zuschüsse zu den Sozialversicherun-

gen, die Sozialhilfe, Familienleistungen (wie El-

tern- und Kindergeld), Versorgungsleistungen 

für die Folgen von Krieg und politischen Ereig-

nissen, die Arbeitslosenunterstützung (heute 

das Bürgergeld und die Kosten der Unterkunft), 

die Versorgung von Asylbewerbern und die För-

derung in Ausbildungszeiten (Bafög). Auch 

wenn nicht all diese Leistungen abhängig vom 

Bedarf gezahlt werden, fassen wir sie als Survi-

val-Subventionen zusammen. Denn sie spie-

geln das grundlegende Problem wider, dass 

viele Menschen in Deutschland nicht auskom-

men, ohne dass ihnen der Staat unter die Arme 

greift, und binden den Haushalt über mehr als 

ein Jahr. 

Unsere Analyse beschränkt sich auf Zinsen und 

Sozialtransfers, aber auch Unternehmen erhal-

ten aus dem Bundeshaushalt eine ganze Reihe 

von Transfers, die man zu Survival-Subventio-

nen zählen könnte – allen voran für der Entlas-

tung bei Energiepreisen. Im Bundeshaushalt 

2025 summieren sich die Subventionen bei 

Strom und Gas auf knapp 25 Mrd. Euro, mit 

steigender Tendenz. Mehr und mehr Ge-

schäftsmodelle rechnen sich nur dann, wenn 

der Staat sie bezuschusst. Dafür kann es gute 

Gründe geben, genauso wie für Hilfen an Haus-

halte. Aber das Ziel der Finanzpolitik sollte sein, 

dass sich so viele Geschäftsmodelle wie mög-

lich selbst tragen. 

Im Folgenden schätzen wir ab, wie sich Zinsaus-

gaben, Survival-Subventionen und mit ihnen 

die freie Manövriermasse im Haushalt in den 

nächsten zehn Jahren entwickeln könnten. 

Projektion des Bundeshaushalts 

Für die Projektion stützen wir uns auf den Fi-

nanzplan der Bundesregierung. Dabei korrigie-

ren wir die Prognose auf Basis der Ist-Zahlen 

von 2024 und bereits fest eingeplanter haus-

haltswirksamer Maßnahmen. Soweit es keinen 

Grund für eine abweichende Prognose gibt, un-

terstellen wir nicht-disponiblen Ausgaben ein 

Wachstum von drei Prozent pro Jahr, ungefähr 

dem nominalen BIP-Wachstum entsprechend.  

Zwei zentrale Ausgabenblöcke werden geson-

dert projiziert: Für die Höhe der Bundeszu-

schüsse zur Rentenversicherung stützen wir 

uns auf die bis 2029 fortgeschriebene Prognose 

der Rentenversicherung, da diese in den letzten 

Jahren sehr präzise war. Darüber hinaus neh-

men wir an, dass perspektivisch die verbes-

serte Anerkennung von Erziehungszeiten 

(„Mütterrente 3“) eingeführt wird und der Bund 

zukünftig den Krankenkassen zehn Mrd. Euro 

pro Jahr mehr für die Gesundheitskosten von 

Bürgergeldempfängern zahlt. Zwar sieht der 

aktuelle Finanzplan davon abweichend Über-

brückungsdarlehen vor, allerdings schmälert 

das nicht die reale Finanzlücke im Gesundheits-

fonds, die früher oder später von der Bundes-

regierung geschlossen werden muss. All das 
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führt zu deutlich höheren Ausgaben für die So-

zialversicherung als im Finanzplan veran-

schlagt. Über das Jahr 2029 hinaus scheint 

unsere Projektion mit drei Prozent jährlichem 

Wachstum jedoch eher konservativ. 

  

 

Abbildung 1 Disponible vs. gebundene Ausgaben im Bundeshaushalt 

Quelle Bundesministerium der Finanzen, Destatis, Bafög-Rechner, eigene Berechnung
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Der zweite zentrale Ausgabenblock sind die 

Zinsausgaben. Unseres Verständnisses nach 

werden sowohl die Zinszahlungen für sämtli-

che Ausgaben des Sondervermögens als auch 

für Schulden, die für die Verteidigung aufge-

nommen werden, aus dem Bundeshaushalt be-

stritten. Das führt auch bei einem moderaten 

Zinsniveau zu einem deutlichen Anstieg der 

Zinsausgaben.1 Während notwendige Investiti-

onen also mit Ad-hoc-Regeln ermöglicht wer-

den, verkarstet der Bundeshaushalt zuneh-

mend. 

Trotz unserer eher optimistischen Projektion 

für die Sozialausgaben sind 2035 gerade 

einmal drei Prozent der Ausgaben (knapp 16 

Mrd. Euro) disponibel. Mit 16 Mrd. Euro, im Mit-

tel weniger als eine Mrd. pro Ministerium, wird 

eine gestaltende Politik unmöglich. Eine Politik, 

die gestalten möchte, sollte daher so bald wie 

möglich damit beginnen, den Haushalt neu auf-

zustellen.  

Diese Forderung ist in ihrer Pauschalität ein al-

ter Hut. Im Folgenden skizzieren wir eine analy-

tische Linse, mit Hilfe derer das tatsächlich ge-

lingen kann und projizieren, welche Spielräume 

bei entsprechender Politik in den kommenden 

Jahren erarbeitet werden könnten.

Breaking the trend: wie die Bundesregierung beim Haushalt die 

Kurve kriegt

Wenn es im Haushalt eng wird, reagiert die 

deutsche Haushaltspolitik auf dieses Problem 

üblicherweise mit der Kettensäge, das heißt: 

pauschale Kürzungen bei allen disponiblen 

Ausgaben (und, wenn das nicht reicht, Mehr-

wertsteuererhöhungen). Jedes Ministerium be-

kommt dann Sparvorgaben, die es zu erbringen 

hat. Dabei spielt keine Rolle, ob eine Kürzung 

gerade wirtschaftlich sinnvoll ist oder nicht – 

Hauptsache, sie ist Teil der Manövriermasse. 

Das geht meistens zulasten der Investitionen 

und anderer öffentlicher Leistungen, da sie am 

ehesten disponibel sind. Ein Blick in die Haus-

halte der letzten Jahre zeigt, dass Investitions-

programme – vor allem für Kitas oder Ganz-

tagsschulen – je nach Haushaltslage kommen 

und gehen. Steigt der Subventionsbedarf in 

den kommenden Jahren weiter an, könnte für 

viele öffentliche Leistungen, z. B. Ausgaben für 

Kitas, Schulen oder Forschung, das Geld fehlen. 

Das lastet auf dem Wachstumspotenzial der 

deutschen Wirtschaft. Geringeres Wachstum 

vergrößert wiederum den Subventionsbedarf 

 
1  Wir unterstellen eine ab 2024 konstante Bundesanleiherendite 

von 2,3 Prozent (Deutsche Bundesbank 2025a). 

und verkleinert die Manövriermasse – eine sich 

selbst verstärkende Negativspirale. 

Der Schlüssel für nachhaltige Bundesfinanzen 

ist höheres Wirtschaftswachstum. Es adressiert 

die beiden Haupttreiber hinter der abnehmen-

den Manövriermasse. Erstens sorgt mehr 

Wachstum für steigende Steuereinnahmen, 

welche zur Finanzierung der Zinsausgaben not-

wendig sind. Damit die Zinskosten, die die mas-

siv höhere Kreditaufnahme ab 2025 durch Son-

dervermögen und Bereichsausnahme mit sich 

bringt, tragfähig sind, müssen die zusätzlichen 

Mittel also gezielt wachstumssteigernd ausge-

geben werden. 

Zweitens braucht es, um den Bedarf an Survi-

val-Subventionen zu senken, steigende Ein-

kommen – sodass weniger Menschen auf Hilfe 

vom Staat angewiesen sind. Die Hälfte aller er-

werbstätigen Frauen in Deutschland arbeitet in 

Teilzeit – ein beträchtlicher Teil davon nicht frei-

willig, sondern weil Vollzeitjobs, Kita- oder Pfle-

geinfrastruktur fehlen. Vier Millionen Bürger-

geldbezieher haben keinen Job oder arbeiten 
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so wenig, dass ihr Einkommen vom Staat auf-

gestockt werden muss. Das hat Folgen: Wer 

nicht oder wenig arbeitet, bezieht geringe Ein-

kommen, zahlt kaum Sozialbeiträge und be-

kommt Probleme mit den eigenen Lebenshal-

tungskosten – der Bund muss dann einsprin-

gen. Genauso zahlt er die Kosten dafür, wenn 

Arbeitnehmer frühzeitig abschlagsfrei in Rente 

gehen, weil es sich für sie finanziell lohnt. 

Um das zu ändern, ist eine Politik von Nöten, 

die die ungenutzten Potenziale im Arbeitsmarkt 

hebt. Wir analysieren, wie sich eine solche Poli-

tik auf den Anteil der Survival-Subventionen am 

Bundeshaushalt auswirken würde. Dazu neh-

men wir an, dass es gelingt, bis zum Jahr 2034 

(a) eine Million Frauen aus einer Teilzeit- in eine 

Vollzeitbeschäftigung zu bringen, (b) eine Mil-

lion Bürgergeldempfänger in Arbeit zu integrie-

ren und (c) eine Million Rentner zum späteren 

Renteneintritt zu bewegen. Dadurch werden 

pro Jahr in Deutschland mehr Stunden gearbei-

tet, was sowohl das Wirtschaftswachstum stei-

gert als auch den Subventionsbedarf verrin-

gert. 

Um den Effekt des größeren Arbeitsvolumens 

auf die Sozialleistungen zu schätzen, verwen-

den wir die Elastizität zwischen den beiden Grö-

ßen: Im Mittel sind die Sozialausgaben des Bun-

des in der Vergangenheit um 0,9 Prozent gefal-

len, wenn das Arbeitsvolumen um ein Prozent 

gestiegen ist. Dieser Wert steht im Einklang mit 

den von der EU-Kommission geschätzten 

 
2  Die angenommenen Aufwüchse liegen leicht über den in der De-

kade von 2010 bis 2019 erreichten. In diesem Zeitraum ist die 

Zahl der vollzeitbeschäftigten Frauen um 840.000, der in Arbeit 

integrierten Arbeitslosengeld-II-Empfänger um 995.000 und der 

arbeitenden Rentner um 700.000 Personen gestiegen. Wir neh-

men auf Basis von Eurostat- und Destatis-Daten an, dass die 

Elastizitäten zwischen Staatsausgaben und BIP 

(Bundesministerium der Finanzen 2019; 

Mourre u. a. 2019).2 

Das Ergebnis unserer Analyse: Eine Politik, die 

sehr konsequent an den Ursachen der Survival-

Subventionen ansetzt, kann deren Anteil am 

Bundeshaushalt signifikant absenken. Die blau 

schraffierte Fläche im ersten Panel von Abbil-

dung 2 zeigt die zusätzliche Manövriermasse, 

die eine solche Politik gewinnen könnte. Der 

Trend, dass die Manövriermasse im Bundes-

haushalt immer kleiner wird, würde so ge-

stoppt; sie läge 2035 immerhin bei 18 statt nur 

drei Prozent des Haushalts. 

Doch sollte man daraus keine falschen 

Schlüsse ziehen: Eine Politik für mehr Arbeits-

volumen und höhere Einkommen hilft dem 

Bundeshaushalt, aber selbst ein Anteil dispo-

nibler Ausgaben von 18 Prozent ist wenig. Der 

Gestaltungsspielraum künftiger, demokratisch 

gewählter Regierungen zur Umsetzung ihres 

Programms wäre nach wie vor stark einge-

schränkt. 

Es braucht also mehr als nur wachstumsorien-

tierte Politik: Der Bundeshaushalt sollte von 

Grund auf analysiert und neu aufgestellt, die 

Schuldenbremse reformiert werden, um dau-

erhaft mehr Manövriermasse zu schaffen. Kon-

krete Vorschläge, wie das gelingen kann, ma-

chen wir im Folgenden. 

durchschnittliche Arbeitszeit bei Vollzeitjobs 40 und bei Teil-

zeitjobs 20 Stunden pro Woche liegt, dass Bürgergeldempfänger 

Vollzeitjobs aufnehmen und arbeitende Rentner ca. 30 Stunden 

pro Woche arbeiten. 
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Abbildung 2 Der Bundeshaushalt bei einem größeren Arbeitsvolumen 

Quelle Bundesministerium der Finanzen, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Eurostat, eigene Berechnung

Strategie statt Stückwerk: drei Vorschläge für eine nachhaltige 

Haushaltspolitik

Aus unserer Analyse leiten wir drei Empfehlun-

gen für eine strategische Neuausrichtung des 

Bundeshaushalts ab: 

1. „Kommission für Wachstum und nach-

haltige Staatsfinanzen“ einrichten – 

strategische Review statt pauschalem 

Sparen: Die Bundesregierung sollte eine 

interministerielle Arbeitsgruppe – etwa un-

ter dem Titel „Kommission für Wachstum 

und nachhaltige Staatsfinanzen“ – einset-

zen. Unter Beteiligung von Finanz-, Wirt-

schafts- und Arbeitsministerium sollte sie 

den Bundeshaushalt systematisch darauf-

hin überprüfen, wie öffentliche Mittel 

stärker auf nachhaltiges Wachstum und 

eine bessere Auslastung des Arbeits-

markts ausgerichtet werden können. Da-

bei sind auch komplementäre Strukturre-

formen im Transfer- und Sozialsystem mit-

zudenken (Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales 2023; Deutsche Bundesbank 

2025). Ziel ist es, die politische Zielorientie-

rung der Haushaltsplanung zu stärken – 

statt wie bisher pauschal bei den disponib-

len Ausgaben zu kürzen, was regelmäßig 

zulasten von Investitionen und öffentli-

chen Leistungen geht.  
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2. Rapid Reviews zentraler Ausgabenbe-

reiche – gezielte Effizienzverbesserun-

gen: Wir beschränken uns in unserer Ana-

lyse auf die größten Ausgabeposten, aber 

auch in anderen Bereichen ist die Zielori-

entierung nicht offensichtlich. Deshalb 

sollte es ergänzend zur übergreifenden 

Review gezielte, themenspezifische Rapid 

Reviews unter Federführung der jeweils 

zuständigen Ressorts geben. So könnten 

zum Beispiel folgende Bereiche in die Re-

views einbezogen werden, bei denen im 

Haushalt zahlreiche Programme nebenei-

nander existieren: Klimaschutz, Unterneh-

mensinnovation und Wirtschaftsförde-

rung, Bildung, Forschung, Gesundheit und 

Pflege, Entwicklungshilfe und internatio-

nale Ausgaben sowie Verkehr.  

 

3. Schuldenbremse reformieren – ameri-

kanische Verhältnisse vermeiden Selbst 

die disziplinierteste Haushaltspolitik wird 

im Rahmen einer nicht-reformierten 

Schuldenbremse keine ausreichend gro-

ßen Spielräume schaffen. Stattdessen 

würde sich die deutsche Finanzpolitik zu-

nehmend an der US-Politik orientieren: 

Dort wird regelmäßig – oft unter großem 

Druck – das sogenannte debt ceiling ange-

hoben. In Deutschland müsste die Politik 

ähnlich regelmäßig neue Sondervermögen 

auflegen, um handlungsfähig zu bleiben. 

Das ist weder aus demokratischer noch 

aus finanzpolitischer Sicht sinnvoll. Ein sol-

ches fiskalisches Rahmenwerk hat jeden 

Anspruch auf Nachhaltigkeit aufgegeben.  

Um das zu verhindern, sollte die Schulden-

bremse überarbeitet werden. Die anste-

hende Kommission zur Reform bietet da-

für die Gelegenheit; eine mögliche Agenda 

haben wir in Schuster-Johnson & Sigl-

Glöckner (2025) skizziert. 
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